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Im Rahmen des laufenden Rechtsetzungsverfahrens zur Reform des Fahrlehrergesetzes, der Fahrschul-
ausbildungs-Verordnung und weiterer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften bringt der Verband Inno-
vativer Fahrschulen Deutschland e.V. seine praktische Erfahrung und konkrete Anregungen in die Ver-
bändeanhörung ein. 

Wir begrüßen die geplante Reform. Vieles davon ist in modernen Fahrschulen seit Jahren gelebte Praxis 
und erhält jetzt endlich eine gesetzliche Grundlage. Das gilt für die Öffnung des theoretischen Wissens-
erwerbs für digitale Formate nach § 3 FahrschAusbVO, für die Flexibilisierung der fahrpraktischen Aus-
bildung nach § 4 FahrschAusbVO, für den Einsatz von Fahrsimulatorentechnik und für den Wegfall über-
holter Nachweispflichten nach § 18 Abs. 1 Nr. 6 FahrlG sowie § 31 Abs. 1 FahrlG. 

An mehreren Stellen sehen wir weiteren Anpassungsbedarf, damit die neuen Regelungen in der prakti-
schen Umsetzung rechtssicher und wirtschaftlich tragfähig funktionieren. Mit diesem Positionspapier 
benennen wir vierzehn Punkte, die aus unserer Sicht im weiteren Gesetzgebungsverfahren berücksich-
tigt werden sollten. 

1.  Fahrpraxiserwerb unter Begleitung: Anforderungen an den Fahrpraxisbeglei-
ter klar regeln 

Rechtsgrundlage: § 2e StVG i.V.m. Fahrpraxis-Verordnung 

Den Fahrpraxiserwerb unter Begleitung nach § 2e StVG halten wir für sinnvoll. 

Bislang fehlt allerdings eine klare Regelung dazu, wer als Fahrpraxisbegleiter im Sinne der Fahrpraxis-
Verordnung zulässig sein soll. Ohne entsprechende Eingrenzung könnten sich gewerbliche Anbieter 
etablieren, die kostenpflichtige Begleitfahrten als Geschäftsmodell anbieten. Das wäre mit dem Rege-
lungszweck des § 2e StVG nicht vereinbar, der auf zusätzlicher Fahrpraxis im persönlichen Umfeld liegt. 
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Wir empfehlen, in § 2e Abs. 4 StVG oder in der Fahrpraxis-Verordnung verbindlich festzulegen, dass Fahr-
praxisbegleiter aus dem persönlichen Näheverhältnis stammen müssen, also insbesondere Eltern, Ge-
schwister, Ehegatten oder eingetragene Lebenspartner. Die Anleitung muss unentgeltlich erfolgen. Ge-
werbliche Begleitungsdienstleistungen sollten ausdrücklich ausgeschlossen werden. 

2.  Einheitliche Anforderungen für Bildungseinrichtungen der Branche 

Rechtsgrundlage: § 18 Abs. 1 Nr. 6 FahrlG, § 10 DV-FahrlG 

Dass Fahrschulen künftig keinen eigenen Unterrichtsraum mehr nachweisen müssen, ist eine sachge-
rechte Reformentscheidung. 

Gleichzeitig ist nicht nachvollziehbar, warum Fahrlehrerausbildungsstätten weiterhin umfangreichen 
Raumanforderungen nach § 10 DV-FahrlG unterliegen sollen. Viele dieser Einrichtungen sind bereits zer-
tifiziert und werden regelmäßig extern auditiert. Eine zusätzliche verwaltungsrechtliche Detailregelung 
ist in diesen Fällen entbehrlich. 

Wir empfehlen eine Angleichung an den Reformstandard des § 18 FahrlG. 

3.  Pflichtinhalte der Ausbildung formatunabhängig verankern 

Rechtsgrundlage: § 12 Abs. 1 FahrlG 

Fahrlehrerinnen und Fahrlehrer sind nach § 12 Abs. 1 FahrlG verpflichtet, bestimmte Inhalte zu vermit-
teln, namentlich Fragen der Pflichtversicherung für Kraftfahrzeuge sowie die Folgen von Zuwiderhand-
lungen gegen Verkehrsvorschriften. 

Diese Pflicht setzt einen verbindlichen Theorieunterrichtsrahmen voraus. Mit § 3 FahrschAusbVO entfällt 
jedoch die Pflicht zur Theorieausbildung in der Fahrschule. Es entsteht ein Spannungsverhältnis zwischen 
der Vermittlungspflicht des § 12 Abs. 1 FahrlG und dem flexibilisierten Ausbildungsformat nach § 3 Fahr-
schAusbVO. 

Wir empfehlen eine formatneutrale Neufassung des § 12 Abs. 1 FahrlG. Die Pflicht zur Vermittlung der 
genannten Inhalte muss unabhängig vom gewählten Ausbildungsformat erfüllbar bleiben. 

4.  Kooperationen zwischen Fahrschulen flexibel ausgestalten 

Rechtsgrundlage: § 20 FahrlG 

Die Übertragung von Ausbildungsbestandteilen zwischen Fahrschulen nach § 20 FahrlG kann sinnvoll 
sein. 
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Der Begriff Teile der Ausbildung ist allerdings nicht hinreichend bestimmt. Mit dem Wegfall verpflichten-
der Theorieeinheiten in der Fahrschule fehlt zugleich die bisherige klare Abgrenzung zwischen den Aus-
bildungsteilen. Eine gesetzlich zu enge Definition würde sinnvolle Kooperationsmodelle in der Praxis je-
doch eher behindern als unterstützen. 

Wir empfehlen, Art und Umfang einer Kooperation im Sinne des § 20 FahrlG in der Entscheidungsfreiheit 
der Kooperationspartner zu belassen. Die Verantwortlichkeiten der beteiligten Fahrschulen gegenüber 
den Fahrschülerinnen und Fahrschülern sollten transparent dokumentiert werden, ohne dass der Ge-
setzgeber den konkreten Kooperationsumfang vorschreibt. 

5.  Qualitätszertifizierung muss sich auch in der Fahrschulüberwachung auszah-
len 

Rechtsgrundlage: § 51 Abs. 3 FahrlG 

Viele Fahrschulen verfügen bereits über anerkannte externe Qualitätszertifizierungen, vor allem im Rah-
men der Zertifizierung. Diese Betriebe werden regelmäßig durch akkreditierte Auditoren geprüft und 
dokumentieren ihre Ausbildungsqualität umfassend. 

Wenn daneben weiterhin anlasslose behördliche Regelkontrollen nach § 51 Abs. 3 FahrlG in unveränder-
tem Umfang stattfinden, entsteht doppelter Verwaltungsaufwand ohne erkennbaren Mehrwert für die 
Verkehrssicherheit. 

Wir empfehlen eine Privilegierungsregelung in § 51 Abs. 3 FahrlG. Fahrschulen mit gültiger Zertifizierung 
oder gleichwertiger Qualitätssicherung sollten von anlasslosen Routineüberwachungen freigestellt wer-
den. Anlassbezogene Prüfungen bleiben davon unberührt. 

6.  Verpflichtende Erstberatung als Qualitätseinstieg in die Fahrausbildung 

Rechtsgrundlage: § 3 FahrschAusbVO, § 31 Abs. 1 FahrlG 

Auch bei zunehmender Digitalisierung des theoretischen Wissenserwerbs nach § 3 FahrschAusbVO sollte 
der persönliche Einstieg in die Fahrausbildung erhalten bleiben. 

Wer den Theorieteil vollständig über externe Anbieter absolviert, ohne ein persönliches Beratungsge-
spräch in einer Fahrschule geführt zu haben, hat in vielen Fällen keine realistische Einschätzung des ei-
genen Lernbedarfs und keine qualifizierte Ausbildungsplanung. Genau an dieser Stelle entstehen ver-
meidbare Fehlentscheidungen. 

Wir empfehlen eine verpflichtende Erstberatung mit einer zugelassenen Fahrschule vor Ausbildungsbe-
ginn. Die freie Wahl des Lernformats nach § 3 FahrschAusbVO bleibt davon unberührt. 
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7.  Verbindlicher Mindestausbildungsumfang für die fahrpraktische Ausbildung 

Rechtsgrundlage: § 4 FahrschAusbVO, § 2 Abs. 2 FahrlG 

Mehr Flexibilität in der fahrpraktischen Ausbildung nach § 4 FahrschAusbVO befürworten wir. 

Wenn jedoch jeglicher Orientierungsrahmen entfällt, entsteht ein Anreiz, die empfohlene Stundenzahl 
möglichst niedrig anzusetzen, um im Preisvergleich besser dazustehen. Das geht langfristig zulasten der 
Ausbildungsqualität und belastet die Prüfkapazitäten der Technischen Prüfstellen zusätzlich. 

Wir empfehlen, einen verbindlichen Mindestumfang von 20 Unterrichtseinheiten zu je 45 Minuten nach 
§ 2 Abs. 2 FahrlG gesetzlich zu verankern. 

8.  Rechtsstruktur vereinfachen: Vollständige Überführung der DV-FahrlG anstre-
ben 

Rechtsgrundlage: Durchführungsverordnung zum Fahrlehrergesetz (DV-FahrlG) 

Die teilweise Überführung der Regelungen aus der DV-FahrlG in das FahrlG begrüßen wir grundsätzlich. 

Wenn parallel jedoch weiterhin eigenständige Regelwerke wie die DV-FahrlG, die FahrschAusbVO und die 
LFahrAusbV nebeneinander bestehen, entsteht eine unübersichtliche parallele Normstruktur. Die 
Rechtsanwendung für Fahrschulen und Behörden wird dadurch unnötig erschwert. 

Mittelfristig sollten die noch verbliebenen Regelungen vollständig in die bestehenden Hauptregelwerke 
integriert werden, um die Rechtslage übersichtlicher und verständlicher zu gestalten. 

9.  Fahrsimulatoren konsequent in alle Schulungsformate einbeziehen 

Rechtsgrundlage: § 4 FahrschAusbVO, § 8 FahrschAusbVO 

Fahrsimulatoren sind ein pädagogisch wertvolles Ausbildungsmittel. Sie ermöglichen die sichere Schu-
lung schwieriger oder seltener Verkehrssituationen. Dass die fahrpraktische Ausbildung nach § 4 Fahr-
schAusbVO Simulatoren ausdrücklich zulässt, ist konsequent. 

Bei den neuen Schulungsformaten nach § 8 FahrschAusbVO für das Führen von Einsatzfahrzeugen fehlt 
eine vergleichbare Regelung, obwohl keine sachlichen Sicherheitsgründe dagegen sprechen. 

Wir empfehlen, den Simulatoreinsatz auch in § 8 FahrschAusbVO ausdrücklich zuzulassen, bis zu einem 
Anteil von 50 Prozent der Schulungszeit, in Anlehnung an die Regelung in § 4 FahrschAusbVO. 

10.  Einheitliche Bemessung nach Unterrichtseinheiten gemäß § 2 Abs. 2 FahrlG 

Rechtsgrundlage: § 2 Abs. 2 FahrlG, § 10 Abs. 3 FahrschAusbVO 
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In der Fahrschulausbildung ist die Fahrstunde nach § 2 Abs. 2 FahrlG als Unterrichtseinheit zu 45 Minuten 
legaldefiniert. 

Wenn neue Schulungsformate wie § 10 Abs. 3 FahrschAusbVO für die Schaltgetriebeschulung lediglich 
von Stunden sprechen, ohne ausdrücklich auf diese Legaldefinition zu verweisen, führt das in der Praxis 
zu Missverständnissen und unterschiedlichen Auslegungen. 

Wir empfehlen, in § 10 Abs. 3 FahrschAusbVO einheitlich von Unterrichtseinheiten zu je 45 Minuten zu 
sprechen, entsprechend der Legaldefinition in § 2 Abs. 2 FahrlG. 

11.  Schaltgetriebenachweis vollständig simulatorgestützt ermöglichen 

Rechtsgrundlage: § 10 Abs. 3 FahrschAusbVO i.V.m. § 17a Abs. 3 FeV 

Die stärkere Einbeziehung des Fahrsimulators in die Schulung zum Nachweis der Befähigung zum Führen 
von Kraftfahrzeugen mit Schaltgetriebe nach § 10 FahrschAusbVO in Verbindung mit § 17a Abs. 3 FeV ist 
sinnvoll und zeitgemäß. 

Die derzeitige Formulierung 'überwiegend' in § 10 Abs. 3 FahrschAusbVO zwingt Fahrschulen jedoch wei-
terhin zur Vorhaltung realer Schaltfahrzeuge. Das verursacht erhebliche Investitions- und Betriebskosten 
ohne erkennbaren Sicherheitsgewinn. 

Wir empfehlen, 'überwiegend' durch 'vollständig' zu ersetzen. Die gesamte Schulungsphase von mindes-
tens zehn Unterrichtseinheiten zu je 45 Minuten inklusive der Testfahrt sollte vollständig am Simulator 
absolviert werden können. 

12.  Wirtschaftliche Folgen der Übergangsregelung durch Vorgriffsklausel abmil-
dern 

Rechtsgrundlage: § 15 FahrschAusbVO 

Sobald das Inkrafttretensdatum der Reform bekannt wird, ist erfahrungsgemäß damit zu rechnen, dass 
viele Fahrinteressierte ihre Anmeldung zurückstellen, um von den neuen Regelungen zu profitieren. Die-
ser Ankündigungseffekt kann Fahrschulen wirtschaftlich erheblich belasten. 

§ 15 FahrschAusbVO sieht für diesen Zeitraum bislang keine Abmilderung vor. 

Wir empfehlen, in § 15 FahrschAusbVO eine Vorgriffsklausel aufzunehmen. Fahrschulen sollten die we-
sentlichen Neuregelungen auf freiwilliger Basis bereits ab einem definierten Stichtag, etwa drei Monate 
vor dem offiziellen Inkrafttreten, für Neuanmeldungen anwenden dürfen. Eine begleitende Informati-
onskampagne des Bundesministeriums für Verkehr würde spekulatives Abwarten zusätzlich reduzieren. 
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13.  Bundeseinheitliche Regelung des Fahrpraxiserwerbs unter Begleitung sicher-
stellen 

Rechtsgrundlage: § 2e Abs. 3 StVG, LFahrAusbV 

Da die Zulassung des Fahrpraxiserwerbs unter Begleitung nach § 2e Abs. 3 StVG vom Opt-in der einzel-
nen Bundesländer abhängt, entstehen praktische Rechtsfragen, die vor dem Start der ersten Modellpro-
jekte geklärt sein müssen. 

Gilt eine erteilte Genehmigung bundesweit oder nur im ausstellenden Bundesland? Was geschieht bei 
einem Wohnsitzwechsel in ein Bundesland ohne Opt-in? Darf mit einer Genehmigung auch in Nicht-Opt-
in-Ländern gefahren werden? 

Wir empfehlen, diese Fragen in der LFahrAusbV verbindlich zu regeln, bevor das erste Bundesland das 
Opt-in erklärt. Konkret sollten das Wohnsitzprinzip, die bundesweite Gültigkeit einer erteilten Genehmi-
gung und die Rechtslage bei einem Wohnsitzwechsel klar festgelegt werden. 

14.  Aufhebung der Automatikbeschränkung auf weitere Fahrerlaubnisklassen 
ausweiten 

Rechtsgrundlage: § 17a FeV, Schlüsselzahl 78 gemäß Anlage 9 FeV 

Die geplanten Erleichterungen zur Aufhebung der Beschränkung der Fahrerlaubnis auf Kraftfahrzeuge 
mit Automatikgetriebe nach § 17a FeV begrüßen wir. 

Sie gilt allerdings nur für die Klasse B. Bei den Klassen BE, C1, C1E, C, CE, D1, D1E, D und DE ist der 
Aufwand zur Aufhebung weiterhin erheblich. Angesichts des absehbaren Rückgangs klassischer Schalt-
fahrzeuge am Fahrzeugmarkt wäre es unverhältnismäßig, Fahrschulen dauerhaft zur Vorhaltung von 
Schaltfahrzeugen für alle Klassen zu verpflichten. 

Wir empfehlen, den vereinfachten Schulungsweg auf alle relevanten Fahrerlaubnisklassen auszuweiten. 

 

 

Unser Angebot an Politik und Ministerium 

Der Verband Innovativer Fahrschulen Deutschland e.V. versteht sich als konstruktiver Partner für eine 
moderne, wirtschaftlich tragfähige und qualitativ hochwertige Fahrschulausbildung. 

Wir begrüßen, dass Politik und Ministerium bereit sind, etablierte Strukturen zu hinterfragen und neue 
Wege zuzulassen. Diese Offenheit ist eine wichtige Grundlage für eine gelingende Reform. Gleichzeitig 
möchten wir unsere Praxiserfahrung einbringen, damit gute politische Ideen später auch im Alltag der 
Fahrschulen funktionieren. 
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Darüber hinaus sehen wir als nächsten wichtigen Schritt weiteren Modernisierungsbedarf in der Ausbil-
dung von Fahrlehrerinnen und Fahrlehrern selbst. Aus unserer Sicht sollte die Fahrlehrerausbildung 
künftig deutlich stärker modular, kompetenzorientiert sowie flexibler hinsichtlich Zeit und Ort gestaltet 
werden. Moderne Ausbildungsformen, digitale Lernkonzepte und individuelle Kompetenzentwicklung 
sollten dabei stärker berücksichtigt werden, um die Ausbildung langfristig zeitgemäß und attraktiv auf-
zustellen. 

Für einen offenen und konstruktiven Dialog stehen wir jederzeit zur Verfügung. Diese Reform ist eine 
bedeutende Chance für die Modernisierung der Fahrschulausbildung in Deutschland. Jetzt kommt es 
darauf an, die Regelungen so auszugestalten, dass sie langfristig praxistauglich, rechtssicher und quali-
tativ sinnvoll funktionieren. 

 
Verband Innovativer Fahrschulen Deutschland e.V. (VIFD) 

Berlin, Mai 2026 


